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11407 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 14. Dezember 2023 betreffend eine 
Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Etablierung einer 
gebietskörperschaftenübergreifenden Transparenzdatenbank 

Anlässlich der Krisen der letzten Jahre sind die staatlichen Ausgaben stark gestiegen. Sowohl die 
Bewältigung der COVID-19-Pandemie als auch der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine erforderten neben unmittelbaren gesundheitspolitischen und humanitären Maßnahmen die 
Bereitstellung budgetärer Mittel, um Haushalte und Unternehmen von staatlicher Seite zu unterstützen 
und dadurch den Fortbestand von Betrieben zu gewährleisten und Menschen in sozialer Notlage zu 
entlasten. Die nach wie vor andauernde Energiekrise erfordert zudem ein rasches Voranschreiten der 
Dekarbonisierung. Schwerpunkte bilden dabei zum Beispiel die Unterstützung von Haushalten bei der 
Umstellung auf nachhaltige Energiesysteme, die Dekarbonisierung der energieintensiven Industrie oder 
die Förderung der Energieunabhängigkeit und Steigerung der Energieeffizienz sowie die Forschung und 
Entwicklung von CO2-neutralen Technologien und Produktionsprozessen. Ein Großteil der dafür von 
Bund und Ländern herangezogenen budgetären Mittel wird in Form von Förderungen bereit gestellt. 
Da die aktuellen Krisen mehr denn je erfordern, dass Förderungen treffsicher und zielgerichtet ausbezahlt 
werden, sind Bund und Länder im Rahmen der Gespräche zur Finanzausgleichsperiode ab 2024 
gemeinsam übereingekommen, ein höchstmögliches Maß an Transparenz und Effizienz beim Einsatz 
öffentlicher Mittel gewährleisten zu wollen. Zur Erreichung dieser Zielsetzung soll die 
Transparenzdatenbank als Instrument für ein effizientes Förderungswesen 
gebietskörperschaftenübergreifend etabliert und deren Nutzung sowohl durch den Bund als auch die 
Länder flächendeckend ermöglicht werden. 
In diesem Sinne enthält die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Etablierung einer 
gebietskörperschaftenübergreifenden Transparenzdatenbank die von Bund und Ländern gemeinsam 
festgelegten Prämissen für eine gebietskörperschaftenübergreifende Verwirklichung. Um eine valide 
Datenbasis zu erreichen, die es Abwicklungsstellen ermöglicht, belastbare Entscheidungen in 
Förderprozessen zu treffen, und zielgerichtete Auswertungen zulässt, sind Bund und Länder 
übereingekommen, die Transparenzdatenbank im Grundsätzlichen nach den Vorgaben des 
Transparenzdatenbankgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 99/2012, in der Fassung der vom Ministerrat am 
22. November 2023 angenommenen Regierungsvorlage umzusetzen. Dadurch wird sichergestellt, dass 
Bund und Länder die Transparenzdatenbank grundsätzlich in demselben Umfang und in derselben 
Struktur verwenden bzw. befüllen. 
 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
19. Dezember 2023 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Bernadette Geieregger, BA. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat MMag. Dr. Karl-Arthur Arlamovsky mit 
beratender Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Andrea Michaela Schartel und MMag. 
Dr. Karl-Arthur Arlamovsky. 
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Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Bernadette Geieregger, BA gewählt. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage einstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden 
Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2023 12 19 

 Bernadette Geieregger, BA Mag. Sascha Obrecht 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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